
schaftsraum oder heimatloser Ausländer im Sinne des Geset-
zes über die Rechtsstellung heimatloser Ausländer ist.

2. sich nicht eines Verhaltens schuldig gemacht hat, aus dem sich
seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur Ausübung des
ärztlichen Berufes ergibt;

3. nicht wegen eines körperlichen Gebrechens oder wegen
Schwäche seiner geistigen oder körperlichen Kräfte oder
wegen einer Sucht zur Ausübung des ärztlichen Berufes unfä-
hig oder ungeeignet ist;

4. nach einem Studium der Medizin an einer wissenschaftlichen
Hochschule von mindestens sechs Jahren, von denen minde-
stens acht, höchstens zwölf Monate auf eine praktische Aus-
bildung in Krankenanstalten entfallen müssen, die ärztliche
Prüfung im Geltungsbereich dieses Gesetzes bestanden hat,

5. danach als weiteren Teil der Ausbildung die achtzehnmonatige
Tätigkeit als Arzt im Praktikum aufgrund einer Erlaubnis nach
§ 10 Abs. 4 abgeleistet hat.

Eine in einem der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft oder in einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum abgeschlosse-
ne ärztliche Ausbildung gilt aus Ausbildung im Sinne der Nummern
4 und 5, wenn sie durch Vorlage eines nach dem 20. Dezember 1976
ausgestellten, in der Anlage zu diesem Gesetz aufgeführten ärzt-
lichen Diploms, Prüfungszeugnisse oder sonstigen Befähigungs-
nachweise eines der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft oder eines in der Anlage zu diesem Gesetz
aufgeführten, nach dem 31. Dezember 1992 ausgestellten ärztlichen
Diploms, Prüfungszeugnisses oder sonstigen Befähigungsnachwei-
ses eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europä-
ischen Wirtschaftsraum nachgewiesen wird. Bei ärztlichen Diplo-
men, Prüfungszeugnissen und sonstigen Befähigungsnachweisen
von nach dem 20. Dezember 1976 der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft beigetretenen Mitgliedstaaten gilt das Datum des Beitritts
oder, bei abweichender Vereinbarung, das hiernach maßgebende Da-
tum, bei ärztlichen Diplomen, Prüfungszeugnissen uns sonstigen Be-
fähigungsnachweisen eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum, mit dem eine besondere
Vereinbarung zum Zeitpunkt der Geltung der Verpflichtung aus den
Richtlinien 75/362/EWG des Rates vom 16. Juni 1975 (Abl. EG Nr.
L 167 S 1 und S 14) getroffen worden ist, das hiernach maßgebende
Datum. Der Bundesminister für Gesundheit wird ermächtigt, durch
Rechtsverordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates be-
darf, die Anlage zu diesem Gesetz späteren Änderungen des Artikels
3 der Richtlinie  75/362/EWG und 75/363/EWG vom 16. Juni 1975
(ABl. EG Nr. L 167 S. 1) anzupassen.

Gleichwertig den in Satz 2 genannten ärztlichen Diplomen, Prü-
fungszeugnissen und sonstigen Befähigungsnachweisen sind nach
dem in Satz 2 oder 3 genannten Zeitpunkt von einem der übrigen
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder ei-
nem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen
Wirtschaftsraum ausgestellte ärztliche Diplome, Prüfungszeugnisse
und sonstige Befähigungsnachweise, die den in der Anlage zu Satz 2
für den betreffenden Staat aufgeführten Bezeichnungen nicht
entsprechen, aber mit einer Bescheinigung der zuständigen Behörde
oder Stelle dieses Staates darüber vorgelegt werden, daß sie eine

Bundesärzteordnung
vom 2. Oktober 1961 in der Fassung der Bekanntmachung vom 30. April 1993 (BGBl. I S. 512 ff.)

I. Der ärztliche Beruf

§ 1 
Aufgaben der Ärzte; Natur des Arztberufes

(1) Der Arzt dient der Gesundheit des einzelnen Menschen und des
gesamten Volkes.

(2) Der ärztliche Beruf ist kein Gewerbe; er ist seiner Natur nach ein
freier Beruf.

§ 2 
Voraussetzungen für die Berufsausübung

(1) Wer im Geltungsbereich dieses Gesetzes den ärztlichen Beruf
ausüben will, bedarf der Approbation als Arzt.

(2) Eine vorübergehende oder auf eine bestimmte Tätigkeit be-
schränkte Ausübung des ärztlichen Berufes im Geltungsbereich
dieses Gesetzes ist auch aufgrund einer Erlaubnis zulässig.

(3) Ärzte, die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft oder eines anderen Vertragsstaa-
tes des Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum
sind, dürfen den ärztlichen Beruf im Geltungsbereich dieses Ge-
setzes ohne Approbation als Arzt oder ohne Erlaubnis zur
vorübergehenden Ausübung des ärztlichen Berufes ausüben, so-
fern sie vorübergehend als Erbringer von Dienstleistungen im
Sinne des Artikels 60 des EWG-Vertrages im Geltungsbereich
dieses Gesetzes tätig werden. Sie unterliegen jedoch der Anzei-
gepflicht nach diesem Gesetz.

(4) Für die Ausübung des ärztlichen Berufes in Grenzgebieten durch
im Inland nicht niedergelassene Ärzte gelten die hierfür abge-
schlossenen zwischenstaatlichen Verträge.

(5) Ausübung des ärztlichen Berufes ist die Ausübung der Heilkun-
de unter der Berufsbezeichnung „Arzt“ oder „Ärztin“.

§ 2 a 
Führen der Berufsbezeichnung

Die Berufsbezeichnung „Arzt“ oder „Ärztin“ darf nur führen, wer als
Arzt approbiert oder nach § 2 Abs. 2, 3 oder 4 zur Ausübung des ärzt-
lichen Berufes befugt ist.

II. Die Approbation

§ 3 
Erteilung der Approbation

(1) Die Approbation als Arzt ist auf Antrag zu erteilen, wenn der An-
tragsteller

1. Deutscher im Sinne des Artikels 116 des Grundgesetzes,
Staatsangehöriger eines der übrigen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder eines anderen Ver-
tragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
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Ausbildung abschließen, die den Mindestanforderungen des Arti-
kels 1 der Richtlinie 75/363/EWG entspricht, und daß sie den für
diesen Staat in der Anlage zu Satz 2 aufgeführten Nachweisen
gleichstehen.

(2) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Satz 1 Nummern 4 und 5
nicht erfüllt, so ist die Approbation als Arzt zu erteilen, wenn der
Antragsteller

1. eine außerhalb des Geltungsbereiches dieses Gesetzes abge-
schlossene Ausbildung für die Ausübung des ärztlichen Beru-
fes erworben hat und die Gleichwertigkeit des Ausbildungs-
standes gegeben ist oder

2. in der Bundesrepublik Deutschland eine außerhalb des Gel-
tungsbereiches dieses Gesetzes bis zum Abschluß des Hoch-
schulstudiums durchgeführte, hierdurch jedoch nicht voll-
ständig abgeschlossene, ärztliche Ausbildung nach Maßgabe
der Vorschriften der Rechtsverordnung nach § 4 Abs. 5 Satz 2
oder mit einer Tätigkeit aufgrund einer Erlaubnis nach § 10
Abs. 5 abgeschlossen hat und die Gleichwertigkeit des Ausbil-
dungsstandes gegeben ist.

Abs. 1 Satz 2 bis 5 bleibt unberührt.

(3) Ist die Voraussetzung nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 1 nicht erfüllt, so
kann die Approbation als Arzt in besonderen Einzelfällen oder
aus Gründen des öffentlichen Gesundheitsinteresses erteilt wer-
den. Sofern der Antragsteller zugleich die Voraussetzung nach
Abs. 1 Satz 1 Nummern 4 und 5 nicht erfüllt, ist die Erteilung der
Approbation nur zulässig, wenn er eine außerhalb des Geltungs-
bereiches dieses Gesetzes abgeschlossene Ausbildung für die
Ausübung des ärztlichen Berufes erworben hat und die Gleich-
wertigkeit des Ausbildungsstandes gegeben ist. Abs. 1 Satz 2 bis
5 bleibt unberührt.

(4) Soll die Erteilung der Approbation wegen Fehlens einer der Vor-
aussetzungen nach Absatz 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 abgelehnt werden,
so ist der Antragsteller oder sein gesetzlicher Vertreter vorher zu
hören.

(5) Ist gegen den Antragsteller wegen des Verdachts einer Straftat,
aus der sich seine Unwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur Aus-
übung des ärztlichen Berufes ergeben kann, ein Strafverfahren
eingeleitet, so kann die Entscheidung über den Antrag auf Ertei-
lung der Approbation bis zur Beendigung des Verfahrens ausge-
setzt werden.

§ 4 
Approbationsordnung für Ärzte

(1) Der Bundesminister für Gesundheit regelt durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates in einer Approbations-
ordnung für Ärzte die Mindestanforderungen an das Studium der
Medizin einschließlich der praktischen Ausbildung in Kranken-
häusern und an die Tätigkeit als Arzt im Praktikum sowie das
Nähere über die ärztliche Prüfung und über die Approbation.

(2) Die Regelungen in der Rechtsverordnung sind auf eine Ausbil-
dung auszurichten, welche die Fähigkeit zur eigenverantwortli-
chen und selbständigen Ausübung des ärztlichen Berufes vermit-
telt. In der Ausbildung sollen auf wissenschaftlicher Grundlage
die theoretischen und praktischen Kenntnisse und Fähigkeiten
vermittelt werden, deren es bedarf, um den Beruf nach den Re-
geln der ärztlichen Kunst und im Bewußtsein der Verpflichtung
des Arztes dem Einzelnen und der Allgemeinheit gegenüber aus-
zuüben und die Grenzen des eigenen Wissens und Könnens zu
erkennen und danach zu handeln.

(3) In der Rechtsverordnung können ein vor Beginn oder während
der unterrichtsfreien Zeiten des vorklinischen Studiums abzulei-
stender Krankenpflegedienst, eine Ausbildung in Erster Hilfe so-
wie eine während der unterrichtsfreien Zeit des klinischen Studi-
ums abzuleistende Famulatur vorgeschrieben werden. Die Zulas-
sung zur ärztlichen Prüfung darf vom Bestehen höchstens zweier
Vorprüfungen abhängig gemacht werden. Es soll vorgesehen
werden, daß die ärztliche Prüfung in zeitlich getrennten Ab-
schnitten abzulegen ist. Dabei ist sicherzustellen, daß der letzte
Abschnitt innerhalb von drei Monaten nach dem Ende des Studi-
ums abgelegt werden kann. Für die Meldung zur ärztlichen Prü-
fung und zu den Vorprüfungen sind Fristen festzulegen. In der
Rechtsverordnung ist vorzusehen, daß die Auswahl der Kran-
kenhäuser für die praktische Ausbildung im letzten Jahr des Me-
dizinstudiums durch die Hochschulen im Einvernehmen mit der
zuständigen Gesundheitsbehörde erfolgt; dies gilt nicht für Ein-
richtungen der Hochschulen.

(4) In der Rechtsverordnung ist außerdem zu regeln, daß die Tätig-
keit als Arzt im Praktikum gem. § 3 Abs. 1 Nr. 5 im Kranken-
haus, in der Praxis eines niedergelassenen Arztes oder einer son-
stigen Einrichtung der ambulanten ärztlichen Versorgung, in ei-
nem Sanitätszentrum oder einer ähnlichen Einrichtung des Sa-
nitätsdienstes der Streitkräfte oder entsprechenden Einrichtungen
der Polizeien oder in einer Justizvollzugsanstalt mit hauptamtli-
chem Anstaltsarzt abzuleisten ist. Mindestzeiten für eine Tätig-
keit im nichtoperativen oder im operativen Bereich können fest-
gelegt werden. Es kann vorgesehen werden, daß Tätigkeiten im
öffentlichen Gesundheitsdienst, im Medizinischen Dienst der
Krankenkassen, im versorgungs-, werks- oder betriebsärztlichen
Dienst, in einer Einrichtung für die Rehabilitation Behinderter
oder in einer truppenärztlichen Einrichtung auf die achtzehnmo-
natige Tätigkeit angerechnet werden können. Die Tätigkeit ist so
zu gestalten, daß der Arzt im Praktikum unter Aufsicht eines Arz-
tes, der die Approbation als Arzt oder eine Erlaubnis zur vor-
übergehenden Ausübung des ärztlichen Berufes nach § 10 Abs. 1
besitzt, ärztliche Tätigkeiten verrichtet und ärztliche Erfahrungen
sammeln kann. Es kann vorgeschrieben werden, daß der Arzt im
Praktikum an begleitenden Ausbildungsveranstaltungen teilzu-
nehmen hat, die der Vertiefung seines Wissens und der Behand-
lung von Fragen der ärztlichen Berufstätigkeit dienen. Als
Mindestvoraussetzung dürfen nicht mehr als sechs Ausbildungs-
veranstaltungen von je zwei- bis dreistündiger Dauer vorge-
schrieben werden.

(5) In der Rechtsverordnung ist ferner die Anrechnung von Hoch-
schulausbildungen und Prüfungen, die innerhalb oder außerhalb
des Geltungsbereiches dieses Gesetzes abgelegt werden, sowie
die Anrechnung von außerhalb des Geltungsbereiches dieses Ge-
setzes abgeleisteten praktischen ärztlichen Tätigkeiten auf die
Tätigkeit als Arzt im Praktikum nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 zu
regeln. Außerdem können in der Rechtsverordnung auch die
fachlichen und zeitlichen Ausbildungserfordernisse für die Er-
gänzung und den Abschluß einer ärztlichen Ausbildung für die
Fälle festgelegt werden, in denen außerhalb des Geltungsberei-
ches dieses Gesetzes ein Hochschulstudium der Medizin abge-
schlossen, damit aber nach dem in dem betreffenden Staat gel-
tenden Recht kein Abschluß der ärztlichen Ausbildung erreicht
worden ist.

(6) In der Rechtsverordnung sind das Verfahren bei der Prüfung der
Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 bei Antrag-
stellern, die Staatsangehörige eines der übrigen Mitgliedstaaten
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder eines anderen
Vertragsstaates des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum sind, und die Frist für die Erteilung der Approbation
als Arzt an solche Personen zu regeln, insbesondere die Vorlage
der vom Antragsteller vorzulegenden Nachweise und die Ermitt-
lung durch die zuständigen Behörden entsprechend Artikel 11 bis
15 der Richtlinie 75/362/EWG.
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§ 5 
Rücknahme und Widerruf der Approbation als Arzt

(1) Die Approbation ist zurückzunehmen, wenn bei ihrer Erteilung
eine der Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 oder 5 nicht
vorgelegen hat oder bei einer vor Wirksamwerden des Beitritts
erteilten Approbation das an einer Ausbildungsstätte in dem in
Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Gebiet oder das in
einem Fall des § 14 Abs. 1 Satz 2 oder in einem Fall des § 14 a
Abs. 4 Satz 1 erworbene Medizinstudium nicht abgeschlossen
war oder die Ausbildung nach § 3 Abs. 1 Satz 2 oder 5 oder § 3
Abs. 2 oder 3 oder die nach § 14 b nachzuweisende Ausbildung
nicht abgeschlossen war. Sie kann zurückgenommen werden,
wenn bei ihrer Erteilung eine der Voraussetzungen nach § 3 Abs.
1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 nicht vorgelegen hat. Eine nach § 3 Abs. 2
oder 3 erteilte Approbation kann zurückgenommen werden,
wenn die Gleichwertigkeit des Ausbildungsstandes nicht gege-
ben war.

(2) Die Approbation ist zu widerrufen, wenn nachträglich die Vor-
aussetzung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 weggefallen ist. Sie kann
widerrufen werden, wenn nachträglich die Voraussetzung nach
§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 weggefallen ist.

§ 6 
Ruhen der Approbation

(1) Das Ruhen der Approbation kann angeordnet werden, wenn

1. gegen den Arzt wegen des Verdachts einer Straftat, aus der
sich eine Berufsunwürdigkeit oder Unzuverlässigkeit zur Aus-
übung des ärztlichen Berufes ergeben kann, ein Strafverfahren
eingeleitet ist,

2. nachträglich eine der Voraussetzungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 weggefallen ist oder

3. Zweifel bestehen, ob die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Satz 1
Nr. 3 noch erfüllt sind und der Arzt sich weigert, sich einer
von der zuständigen Behörde angeordneten amts- oder fach-
ärztlichen Untersuchung zu unterziehen.

(2) Die Anordnung ist aufzuheben, wenn ihre Voraussetzungen nicht
mehr vorliegen.

(3) Der Arzt, dessen Approbation ruht, darf den ärztlichen Beruf
nicht ausüben.

(4) Die zuständige Behörde kann zulassen, daß die Praxis eines Arz-
tes, dessen Approbation ruht, für einen von ihr zu bestimmenden
Zeitraum durch einen anderen Arzt weitergeführt werden kann.

§ 7 

(weggefallen)

§ 8 
Erlaubniserteilung vor erneuter Approbation

(1) Bei einer Person, deren Approbation oder Bestallung wegen Feh-
lens oder späteren Wegfalls einer der Voraussetzungen des § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 zurückgenommen oder widerrufen
worden ist oder die gemäß § 9 auf die Approbation verzichtet hat
und die einen Antrag auf Wiedererteilung der Approbation ge-
stellt hat, kann die Entscheidung über diesen Antrag zurückge-
stellt und zunächst eine Erlaubnis zur Ausübung des ärztlichen
Berufes bis zu einer Dauer von zwei Jahren erteilt werden.

(2) Die Erlaubnis wird nur widerruflich und befristet erteilt; sie kann
auf bestimmte Tätigkeiten und Beschäftigungsstellen beschränkt
werden. Personen, denen die Erlaubnis erteilt worden ist, haben
im übrigen die Rechte und Pflichten eines Arztes.

§ 9 
Verzicht auf die Approbation

Auf die Approbation kann durch schriftliche Erklärung gegenüber
der zuständigen Behörde verzichtet werden. Ein Verzicht, der unter
einer Bedingung erklärt wird, ist unwirksam.

III. Die Erlaubnis

§ 10

(1) Die Erlaubnis zur vorübergehenden Ausübung des ärztlichen Be-
rufes kann auf Antrag Personen erteilt werden, die eine abge-
schlossene Ausbildung für den ärztlichen Beruf nachweisen.

(2) Die Erlaubnis kann auf bestimme Tätigkeiten und Beschäfti-
gungsstellen beschränkt werden. Sie darf nur widerruflich und
nur bis zu einer Gesamtdauer der ärztlichen Tätigkeit von höch-
stens vier Jahren im Geltungsbereich dieses Gesetzes erteilt oder
verlängert werden. Eine weitere Erteilung oder Verlängerung der
Erlaubnis ist für den Zeitraum möglich, der erforderlich ist, da-
mit der Antragsteller eine unverzüglich nach Erteilung der Er-
laubnis begonnene Weiterbildung zum Facharzt abschließen
kann, die innerhalb von vier Jahren aus von ihm nicht zu vertre-
tenden Gründen nicht beendet werden konnte. Die weitere Ertei-
lung oder Verlängerung ist nur zulässig, wenn die Gewähr dafür
gegeben ist, daß die Weiterbildung innerhalb dieses Zeitraums
abgeschlossen wird; sie darf den Zeitraum von drei Jahren nicht
überschreiten.

(3) Eine Erlaubnis darf ausnahmsweise über die in Absatz 2 genann-
ten Zeiträume hinaus erteilt oder verlängert werden, wenn es im
Interesse der ärztlichen Versorgung der Bevölkerung liegt oder
wenn der ausländische Antragsteller

1. unanfechtbar als Asylberechtigter anerkannt ist,

2. die Rechtsstellung nach § 1 des Gesetzes über Maßnahmen für
im Rahmen humanitärer Hilfsaktionen aufgenommene Flücht-
linge vom 22. Juli 1980 (BGBl. I S. 1057) genießt,

3. mit einem Deutschen im Sinne des Artikels 116 des Grundge-
setzes verheiratet ist, der seinen gewöhnlichen Aufenthalt im
Geltungsbereich dieses Gesetzes hat,

4. im Besitz einer Einbürgerungszusicherung ist, der Einbürge-
rung jedoch Hindernisse entgegenstehen, die der Antragsteller
selbst nicht beseitigen kann.

(4) Personen, die die ärztliche Prüfung nach § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4
bestanden haben, erhalten auf Antrag eine auf die Tätigkeit als
Arzt im Praktikum (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5) beschränkte Erlaub-
nis. Diese Erlaubnis darf nur widerruflich und bis zu einer Ge-
samtdauer der Tätigkeit erteilt werden, deren es zum Abschluß
der Ausbildung bedarf.

(5) In Ausnahmefällen kann eine Erlaubnis nach Absatz 4 auf Antrag
auch Personen erteilt werden, die außerhalb des Geltungsberei-
ches dieses Gesetzes eine ärztliche Ausbildung erworben, diese
Ausbildung aber noch nicht abgeschlossen haben, wenn
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1. der Antragsteller aufgrund einer das Hochschulstudium ab-
schließenden Prüfung außerhalb des Geltungsbereiches dieses
Gesetzes die Berechtigung zur beschränkten Ausübung des
ärztlichen Berufes erworben hat und

2. die aufgrund der Erlaubnis auszuübende Tätigkeit zum Ab-
schluß einer ärztlichen Ausbildung erforderlich ist.

Die Erlaubnis kann an Personen, die weder Deutsche im Sinne
des Artikels 116 des Grundgesetzes noch Staatsangehörige eines
der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum noch heimatlose
Ausländer sind, nur erteilt werden, wenn es sich um Angehörige
eines Staates handelt, der aufgrund von Vereinbarungen mit der
Bundesrepublik Deutschland Deutschen im Sinne des Artikels 16
des Grundgesetzes die Möglichkeit gibt, in seinem Land entspre-
chend tätig zu werden und der die in der Bundesrepublik
Deutschland aufgrund einer Erlaubnis im Sinne dieser Vorschrift
abgeleistete ärztliche Tätigkeit auf eine nach seinem Recht vor-
gesehene Ausbildung anrechnet.

(6) Personen, denen eine Erlaubnis zur Ausübung des ärztlichen Be-
rufes nach den vorstehenden Vorschriften erteilt worden ist, ha-
ben im übrigen die Rechte und Pflichten eines Arztes.

§ 10 a 
Voraussetzungen der Berufsausübung

(1) Approbierte Zahnärzte, die eine gültige staatliche Anerkennung
als Fachzahnarzt für Kieferchirurgie nach der Anordnung Nr. 1
über die Weiterbildung der Ärzte und Zahnärzte (Facharzt/Fach-
zahnarztordnung) vom 11. August 1978 (GBl. I Nr. 25 S. 286) in
der Fassung der Anordnung Nr. 2 vom 15. April 1986 (GBl. I
Nr. 16 S. 262) besitzen und bis zum 2. Oktober 1990 aufgrund
der Anweisung zu den Approbationsordnungen für Ärzte und
Zahnärzte vom 12. Januar 1982 (Verfügung und Mitteilung des
Ministeriums für Gesundheitswesen Nr. 2 S. 28) berechtigt wa-
ren, ärztliche Tätigkeiten auf dem Gebiet der Mund-, Kiefer- und
Gesichtschirurgie auszuüben, erhalten auf Antrag eine unbefris-
tete Erlaubnis zur Ausübung des ärztlichen Berufs auf dem Ge-
biet der Mund-, Kiefer- und Gesichtschirurgie. Das gleiche gilt
für Zahnärzte, die sich am 3. Oktober 1990 in dem in Artikel 3
des Einigungsvertrages genannten Gebiet in einer Weiterbildung
zum Fachzahnarzt für Kieferchirurgie nach den in Satz 1 ge-
nannten Weiterbildungsvorschriften befanden, nachdem sie die
Weiterbildung nach diesen Vorschriften erfolgreich abgeschlos-
sen haben.

(2) Approbierte Zahnärzte, die eine gültige staatliche Anerkennung
als Fachzahnarzt für eine theoretisch-experiementelle Fachrich-
tung der Medizin nach der in Absatz 1 Satz 1 genannten Fach-
arzt-/Fachzahnarztordnung in Verbindung mit der Verfügung
über die Weiterbildung von Zahnärzten in theoretisch-experi-
mentellen Fachrichtungen der Medizin vom 9. Februar 1983
(Verfügung und Mitteilung des Ministeriums für Gesundheitswe-
sen Nr. 3 S. 17) besitzen und bis zum 2. Oktober 1990 aufgrund
der Anweisung zur Approbationsordnung für Zahnärzte vom 9.
Februar 1983 (Verfügung und Mitteilung des Ministeriums für
Gesundheitswesen Nr. 3 S. 17) berechtigt waren, ärztliche Tätig-
keiten auf dem Gebiet auszuüben, auf das sich ihre Anerkennung
als Fachzahnarzt bezieht, erhalten auf Antrag eine unbefristete
Erlaubnis zur Ausübung des ärztlichen Berufes auf dem betref-
fenden Fachgebiet, soweit die im Zeitpunkt der Antragstellung
ausgeübte oder beabsichtigte Tätigkeit eine Berechtigung zur
Ausübung ärztlicher Tätigkeit erfordert. Das gleiche gilt für ap-
probierte Zahnärzte, die sich am 3. Oktober 1990 in dem in Arti-
kel 3 des Eingungsvertrages genannten Gebiet in einer Weiterbil-
dung zum Fachzahnarzt für eine theoretisch-experimentelle

Fachrichtung nach den in Satz 1 genannten Weiterbildungsvor-
schriften befanden, nachdem sie die Weiterbildung nach diesen
Vorschriften erfolgreich abgeschlossen haben.

(3) Die Absätze 1 und 2 finden keine Anwendung, solange die Ap-
probation als Zahnarzt ruht.

(4) Für Inhaber einer Erlaubnis nach Abs. 1 oder 2 gilt § 10 Abs. 6
entsprechend.

IV. Erbringen von Dienstleistungen

§ 10 b

(1) Staatsangehörige eines Mitgliedstaates der Europäischen Wirt-
schaftsgemeinschaft oder eines anderen Vertragsstaates des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, die zur Ausü-
bung des ärztlichen Berufes in einem der übrigen Mitgliedstaaten
der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft oder in einem ande-
ren Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum aufgrund einer nach deutschen Rechtsvorschriften
abgeschlossenen ärztlichen Ausbildung oder aufgrund eines in
der Anlage zu § 3 Abs. 1 Satz 2 in § 3 Abs. 1 Satz 5 oder in
§ 14 b genannten ärztlichen Diploms, Prüfungszeugnisses oder
sonstigen Befähigungsnachweises berechtigt sind, dürfen als
Dienstleistungserbringer im Sinne des Artikels 60 des EWG-Ver-
trages vorübergehend den ärztlichen Beruf im Geltungsbereich
dieses Gesetzes ausüben.

(2) Ein Dienstleistungserbringer im Sinne des Absatzes 1 hat das Er-
bringen der Dienstleistung der zuständigen Behörde vorher anzu-
zeigen. Sofern eine vorherige Anzeige wegen der Dringlichkeit
des Tätigwerdens nicht möglich ist, hat die Anzeige unverzüglich
nach Erbringen der Dienstleistung zu erfolgen. Bei der Anzeige
sind Bescheinigungen des Herkunftstaates darüber vorzulegen,
daß der Dienstleistungserbringer 

1. den ärztlichen Beruf im Herkunftsstaat rechtmäßig ausübt und

2. ein ärztliches Diplom, Prüfungszeugnis oder einen sonstigen
ärztlichen Befähigungsnachweis im Sinne des Absatzes 1
Satz 1 besitzt.

Die Bescheinigungen dürfen bei ihrer Vorlage nicht älter als
zwölf Monate sein.

(3) Der Dienstleistungserbringer hat beim Erbringen der Dienstlei-
stung im Geltungsbereich dieses Gesetzes die Rechte und Pflich-
ten eines Arztes. Verstößt ein Dienstleistungserbringer gegen die-
se Pflichten, so hat die zuständige Behörde unverzüglich die zu-
ständige Behörde des Herkunftsstaates dieses Dienstleistungser-
bringers hierüber zu unterrichten.

(4) Einem Staatsangehörigen eines Mitgliedstaates der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft oder eines anderen Vertragsstaates des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum, der im
Geltungsbereich dieses Gesetzes den ärztlichen Beruf aufgrund
einer Approbation als Arzt oder einer Erlaubnis zur vorüberge-
henden Ausübung des ärztlichen Berufes ausübt, sind auf Antrag
für Zwecke der Dienstleistungserbringung in einem der übrigen
Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafsgemeinschaft oder
einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den deutschen
Wirtschaftsraum Bescheinigungen darüber auszustellen, daß er

1. den ärztlichen Beruf im Geltungsbereich dieses Gesetzes
rechtmäßig ausübt und

2. den erforderlichen Ausbildungsnachweis besitzt.
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V. Gebührenordnung

§ 11

Die Bundesregierung wird ermächtigt, durch Rechtsverordnungen
mit Zustimmung des Bundesrates die Entgelte für ärztliche Tätigkeit
in einer Gebührenordnung zu regeln. In dieser Gebührenordnung
sind Mindest- und Höchstsätze für die ärztlichen Leistungen festzu-
setzen. Dabei ist den berechtigten Interessen der Ärzte und der zur
Zahlung der Entgelte Verpflichteten Rechnung zu tragen.

VI. Zuständigkeiten

§ 12

(1) Die Approbation erteilt in den Fällen des § 3 Abs. 1 Satz 1 die
zuständige Behörde des Landes, in dem der Antragsteller die
ärztliche Prüfung abgelegt hat. In den Fällen des § 14 Abs. 3
Satz 2 wird sie von der zuständigen Behörde des Landes erteilt,
in dessen Gebiet die Behörde ihren Sitz hatte, von der der An-
tragsteller seine nach den Vorschriften der Deutschen Demokra-
tischen Republik erteilte Approbation erhalten hat. In den Fällen
des § 14 a Abs. 4 Satz 1 bis 3 wird die Approbation von der zu-
ständigen Behörde des Landes erteilt, in dem der Antragsteller
sein Medizinstudium erfolgreich abgeschlossen hat.

(2) Die Entscheidungen nach § 10 Abs. 4 und § 10 Abs. 4 in Verbin-
dung mit § 14 a Abs. 4 Satz 3 trifft die zuständige Behörde des
Landes, in dem der Antragsteller die ärztliche Prüfung abgelegt
oder das Medizinstudium nach § 14 a Abs. 4 Satz 1 abgeschlos-
sen hat. Die Entscheidungen nach § 14 Abs. 4 Satz 4 trifft die zu-
ständige Behörde des Landes, in dem der Antragsteller seine
Ausbildung abgeschlossen hat.

(3) Die Entscheidungen nach § 3 Abs. 1 Satz 1 in Verbindung mit
Satz 2, 5, Abs. 2 oder Abs. 3, nach § 10 Abs. 1, 2, 3 und 5, § 10 a
Abs. 1 oder 2, § 14 Abs. 2 Satz 2, § 14 Abs. 4 Satz 6 sowie
§ 14 b trifft die zuständige Behörde des Landes, in dem der
ärztliche Beruf ausgeübt werden soll. 

(4) Die Entscheidungen nach den §§ 5 und 6 trifft die zuständige
Behörde des Landes, in dem der ärztliche Beruf ausgeübt wird
oder zuletzt ausgeübt worden ist. Satz 1 gilt entsprechend für die
Entgegennahme der Verzichtserklärungen nach § 9.

(5) Die Entscheidungen nach § 8 trifft die zuständige Behörde des
Landes, das nach den Absätzen 1 oder 3 für die Erteilung der
Approbation zuständig ist.

(6) Die Anzeige nach § 10 b Abs. 2 nimmt die zuständige Behörde
des Landes entgegen, in dem die Dienstleistung erbracht werden
soll oder erbracht worden ist. Die Unterrichtung des Herkunft-
staates gem. § 10 Abs. 3 Satz 2 erfolgt durch die zuständige Be-
hörde des Landes, in dem die Dienstleistung erbracht wird oder
erbracht worden ist. Die Bescheinigung nach § 10 b Abs. 4 stellt
die zuständige Behörde des Landes aus, in dem der Antragsteller
den ärztlichen Beruf ausübt.

(7) Die Entscheidungen über die Erteilung oder Versagung einer Ap-
probation nach § 3 Abs. 1 Satz 2 oder 5, § 3 Abs. 2 oder 3 sowie
die Rücknahme einer nach diesen Vorschriften erteilten Appro-
bation nach § 5 Abs. 1 Satz 1 oder 3 sollen nur im Benehmen mit
dem Bundesminister für Gesundheit getroffen werden.

(8) Die zur Durchführung dieses Gesetzes zuständigen Behörden be-
stimmen sich nach Landesrecht.

VII. Straf- und Bußgeldvorschriften

§ 13

Wer die Heilkunde ausübt, solange durch vollziehbare Verfügung das
Ruhen der Approbation angeordnet ist, wird mit Freiheitsstrafe bis zu
einem Jahr oder mit Geldstrafe bestraft.

§ 13 a

(1) Ordnungswidrig handelt, wer entgegen § 14 Abs. 4 Satz 1 die
Berufsbezeichnung „Arzt“ oder „Ärztin“ ohne Zusatz führt.

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu
5.000,00 DM (fünftausend Deutsche Mark) geahndet werden.

VIII. Übergangs- und Schlußvorschriften

§ 14 
Nach früherem Recht erteilte Approbationen, 

Bestallungen und Erlaubnisse

(1) Eine Approbation oder Bestallung, die bei Wirksamwerden des
Beitritts im bisherigen Geltungsbereich dieses Gesetzes zur Aus-
übung des ärztlichen Berufes berechtigt, gilt als Approbation im
Sinne dieses Gesetzes. Das gleiche gilt unbeschadet der Vor-
schriften des Absatzes 4 für eine Approbation, die am Tage vor
dem Wirksamwerden des Vertrages in dem in Artikel 3 des Ein-
igungsvertrages genannten Gebiet zur Ausübung des ärztlichen
Berufes berechtigt, soweit sie vor dem 1. Juli 1988 erteilt und
nicht durch eine zu diesem Zeitpunkt geltende Anordnung nach
§ 15 der Approbationsordnung für Ärzte vom 13. Januar 1977
(GBl. I Nr. 5 S. 30) in der Fassung der Anordnung Nr. 2 vom 24.
August 1981 (GBl. I Nr. 29 S. 346) eingeschränkt worden ist.
Die Berechtigung zur weiteren Führung einer im Zusammenhang
mit der Anerkennung als Facharzt verliehenen Bezeichnung
durch Inhaber einer in Satz 2 genannten Approbation, die am Ta-
ge vor dem Wirksamwerden des Beitritts eine solche Bezeich-
nung in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Ge-
biet führen dürfen, richtet sich nach Landesrecht.

(2) Eine vor dem 1. Juli 1988 erteilte, in dem in Artikel 3 des Ei-
nigungsvertrages genannten Gebiet am Tage vor dem Wirksam-
werden des Beitritts zur Ausübung des ärztlichen Berufes be-
rechtigende, jedoch durch eine zu diesem Zeitpunkt geltende An-
ordnung nach § 15 der Approbationsordnung für Ärzte vom 13.
Januar 1977 (GBl. I Nr. 5 S. 30) in der Fassung der Anordnung
Nr. 2 vom 24. August 1981 (GBl. I Nr. 29 S. 346) eingeschränk-
te Approbation als Arzt gilt als Erlaubnis nach § 10 Abs. 1 dieses
Gesetzes. Der Inhaber einer solchen Approbation erhält auf An-
trag eine Approbation als Arzt im Sinne dieses Gesetzes, wenn er
die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 erfüllt.

(3) Eine nach dem 30. Juni 1988 erteilte, am Tage vor dem Wirk-
samwerden des Beitritts in dem in Artikel 3 des Einigungsvertra-
ges genannten Gebiet gültige Approbation als Arzt berechtigt zu
ärztlicher Tätigkeit in abhängiger Stellung. Der Inhaber einer
solchen Approbation erhält auf Antrag eine Approbation als Arzt
im Sinne dieses Gesetzes, wenn er eine achtzehnmonatige ärztli-
che Tätigkeit in abhängiger Stellung in einer oder mehreren der
in § 4 Abs. 4 Satz 1 und 3 genannten Einrichtungen nachweist
und die Voraussetzungen des § 3 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 dieses Ge-
setzes erfüllt.

(4) Der Inhaber einer am Tage vor dem Wirksamwerden des Bei-
tritts, in dem in Artikel 3 des Einigungsvertrages genannten Ge-
biet gültigen Approbation für ärztliche Tätigkeiten in einem me-
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dizinisch-theoretischen Fachgebiet gemäß § 4 der Approbations-
ordnung für Ärzte vom 13. Januar 1977 (GBl. I Nr. 5 S. 30) in
der Fassung der Anordnung Nr. 2 vom 24. August 1981 (GBl. I
Nr. 29 S. 346) darf die Berufsbezeichnung „Arzt“ oder „Ärztin“
nur mit dem Zusatz „(theoretische Medizin)“ führen. Die in Satz
1 genannte Approbation berechtigt nicht zur Ausübung der Heil-
kunde. Wer sich bei Wirksamwerden des Beitritts in einer ent-
sprechenden Ausbildung befindet, kann diese Ausbildung ab-
schließen. Er erhält auf Antrag eine Approbation für ärztliche Tä-
tigkeiten in einem medizinisch-theoretischen Fachgebiet nach
§ 4 der in Satz 1 genannten Approbationsordnung für Ärzte, so-
fern er die Ausbildung bis zum 31. Dezember 1992 erfolgreich
abschließt. Die in Satz 1 genannten Beschränkungen gelten auch
insoweit. Der Inhaber einer solchen Approbation erhält auf An-
trag eine Approbation als Arzt im Sinne dieses Gesetzes, wenn er
die Gleichwertigkeit seines Ausbildungsstandes mit dem eines
nach den Vorschriften der Gleichwertigkeit seines Ausbildungs-
standes mit dem eines nach den Vorschriften der aufgrund des
§ 4 dieses Gesetzes erlassenen Approbationsordnung für Ärzte
ausgebildeten Arztes nachweist und die Voraussetzungen des § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 und 3 erfüllt.

(5) Eine bei Wirksamwerden des Beitritts gültige Erlaubnis zur vor-
übergehenden Ausübung des ärztlichen Berufes und eine am Ta-
ge vor dem Wirksamwerden des Beitritts in dem in Artikel 3 des
Einigungsvertrages genannten Gebiet gültige staatliche Erlaub-
nis zur Ausübung ärztlicher Tätigkeit gemäß § 10 Abs. 3 der Ap-
probationsordnung für Ärzte vom 13. Januar 1977 (GBl. I Nr. 5
S. 30) in der Fassung der Anordnung Nr. 2 vom 24. August 1981
(GBl. I Nr. 29 S. 346) gelten mit ihrem bisherigen Inhalt als Er-
laubnis nach § 10 Abs. 1 dieses Gesetzes.

§ 14 a 
Abschluß früher begonnener Ausbildungen

(1) Antragsteller, die das Studium der Medizin im Jahre 1970 oder
im Sommersemester 1971 aufgenommen haben, weisen an Stel-
le eines mindestens sechsjährigen Hochschulstudiums der Medi-
zin (§ 3 Abs. 1 Nr. 4) ein Hochschulstudium der Medizin von
mindestens elf Semestern und die Ableistung einer nach der ärzt-
lichen Prüfung durchzuführenden einjährigen Medizinalassisten-
tenzeit nach.

(2) Die erforderlichen Ausnahmeregelungen für die in Absatz 1 ge-
nannten Personen sind im übrigen in der Rechtsverordnung nach
§ 4 zu treffen.

(3) In der Rechtsverordnung nach § 4 kann auch vorgesehen werden,
daß Antragsteller, die vor dem Jahre 1970, im Jahre 1970 oder im
Sommersemester 1971 das Studium der Medizin aufgenommen
haben, eine ärztliche Ausbildung nach § 3 Abs. 1 Nummern 4
und 5 nachzuweisen haben, wenn sie die ärztliche Ausbildung
oder einzelne Abschnitte dieser Ausbildung nicht bis zu einem
bestimmten Zeitpunkt abschließen.

(4) Studierende der Medizin, die nach dem Wirksamwerden des Bei-
tritts ein vorher begonnenes Medizinstudium an Universitäten
oder medizinischen Akademien in dem in Artikel 3 des Ein-
igungsvertrages genannten Gebiet fortsetzen, schließen das Stu-
dium nach den bisher für dieses Gebiet geltenden Rechtsvor-
schriften ab, sofern dies bis zum 31. Dezember 1988 geschieht.
Der erfolgreiche Studienabschluß steht dem Abschluß des Medi-
zinstudiums durch die bestandene ärztliche Prüfung nach § 3
Abs. 1 Satz 1 Nr. 4  gleich. Inhaber eines entsprechenden Nach-
weises erhalten auf Antrag eine Erlaubnis für die Tätigkeit als
Arzt im Praktikum nach § 10 Abs. 4. Studierende, die im Sep-
tember 1991 ein Medizinstudium an den in Satz 1 genannten
Ausbildungsstätten aufnehmen, schließen den vorklinischen Stu-
dienabschnitt einschließlich des Physikums nach den in Satz 1

genannten Vorschriften ab, sofern sie das Physikum bis zum 31.
Dezember 1994 bestehen. Sie setzen das Medizinstudium nach
den Vorschriften der aufgrund des § 4 erlassenen Approbations-
ordnung für Ärzte fort und schließen die Ausbildung hiernach ab.
Für Studierende, die im Jahre 1992 und später ein Medizinstu-
dium an den in Satz 1 genannten Ausbildungsstätten aufnehmen,
gelten die Vorschriften dieser Verordnung vom Beginn dieses
Studiums an. In der Verordnung können hinsichtlich der Art der
Prüfungen besondere Regelungen für die in Satz 5 und 6 ge-
nannten Studierenden getroffen werden.

§ 14 b 
Prüfung in einem Mitgliedstaat der EWG

Antragstellern, die die Voraussetzung des § 3 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 er-
füllen und eine Approbation als Arzt aufgrund der Vorlage eines vor
dem nach § 3 Abs. 1 Satz 2 oder 3 für die Anerkennung jeweils maß-
gebenden Datum ausgestellten ärztlichen Diploms, Prüfungszeugnis-
ses oder sonstigen Befähigungsnachweises eines der übrigen Mit-
gliedstaaten oder eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über
den Europäischen Wirtschaftsraum beantragen, ist die Approbation
als Arzt ebenfalls zu erteilen. In den Fällen, in denen die ärztliche
Ausbildung des Antragstellers den Mindestanforderungen des Arti-
kels 1 der Richtlinie 75/363/EWG vom 16. Juni 1975 (ABl. EG 1975
Nr. L 167 S. 14) nicht genügt, kann die zuständige Behörde die Vor-
lage einer Bescheinigung des Heimat- oder Herkunftsstaates des An-
tragstellers verlangen, aus der sich ergibt, daß der Antragsteller wäh-
rend der letzten fünf Jahre vor der Antragstellung mindestens drei
Jahre ununterbrochen tatsächlich und rechtmäßig den ärztlichen Be-
ruf ausgeübt hat.

§ 15

(aufgehoben)

§ 16 

(Inkrafttreten, Außerkrafttreten)

Anlage zu § 3 Abs. 1 Satz 2:

Ärztliche Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungs-
nachweise der übrigen Mitgliedstaaten der Europäischen
Wirtschaftsgemeinschaft und der anderen Vertragsstaaten des Ab-
kommens über den Europäischen Wirtschaftsraum.

a) Belgien

„diplome légal de docteur en médecine, chirurgie et accouche-
ments/wettelijk diploma van doctor in de genees-, heel- en verlos-
kunde“ (staatliches Diplom eines Doktors der Medizin, Chirurgie
und Geburtshilfe), ausgestellt von der medizinischen Fakultät einer
Universität oder vom Hauptprüfungsausschuß oder von den staat-
lichen Prüfungsausschüssen der Hochschulen;

b) Dänemark

„bevis vor bestaet laegevidenskabelik embedseksamen“ (Zeugnisse
über das ärztliche Staatsexamen), ausgestellt von der medizinischen
Fakultät einer Universität, sowie die „dokumentation for genemfort
praktisk uddannelse“ (Bescheinigung über eine abgeschlossene prak-
tische Ausbildung), ausgestellt von der Gesundheitsbehörde;
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c) Finnland

„todistus lääketieteen lisensiaatin tutkinnosta/bevis om medicine li-
centiat examen“ (Bescheinigung über den Grad des Lizentiats in Me-
dizin), ausgestellt von der medizinischen Fakultät einer Hochschule,
und Bescheinigung über die praktische Ausbildung, ausgestellt von
den zuständigen Gesundheitsbehörden;

d) Frankreich

„diplome d’Etat de docteur en médicine“ (staatliches Diplom eines
Doktors der Medizin), ausgestellt von der medizinischen oder medi-
zinisch-pharmazeutischen Fakultät oder von einer Universität  oder
„diplome d’université de docteur en médicine“ (Universitätsdiplom
eines Doktors der Medizin), soweit dieses den gleichen Ausbildungs-
gang nachweist, wie es für das staatliche Diplom eines Doktors der
Medizin vorgeschrieben ist;

e) Griechenland

Hochschulabschluß in Medizin, ausgestellt von 
- der medizinischen Fakultät einer Universität oder
- der Fakultät für Gesundheitswissenschaften, Bereich Medizin, ei-

ner Universität;

f) Irland

„primary qualification“ (Bescheinigung über eine ärztliche Grund-
ausbildung), die nach Ablegen einer Prüfung vor einem dafür zustän-
digen Prüfungsausschuß ausgestellt wird, und eine von dem genann-
ten Prüfungsausschuß ausgestellte Bescheinigung über die prakti-
sche Erfahrung, die zur Eintragung als „fully registered medical
practioner“ (endgültig eingetragener Arzt) befähigen;

g) Island

„prófi laekinisfraedi frá laeknadeild Háskóla Islands (Diplom der
medzinischen Fakultät der Universität Islands) und eine Bescheini-
gung über die mindestens zwölfmonatige praktische Ausbildung in
einem Krankenhaus, ausgestellt vom Chefarzt;

h) Italien

„diploma di laurea in medicina e chirurgia“ (Diplom über die Verlei-
hung der Doktorwürde in Medizin und Chirurgie), ausgestellt von
der Universität, dem das „diploma di abilitazione all’esercizio della
medicina e chirurgia“ (Diplom über die Befähigung zur Ausübung
der Medizin und Chirurgie), ausgestellt vom staatlichen Prüfungs-
ausschuß, beigefügt ist;

i) Liechtenstein

Diplome, Prüfungszeugnisse oder sonstige Befähigungsnachweise
des Arztes, die in den Mitgliedstaaten der Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft und in den anderen Vertragsstaaten des Abkommens
über den Europäischen Wirtschaftsraum ausgestellt werden, zusam-
men mit einer Bescheinigung über eine abgeschlossene praktische
Ausbildung, ausgestellt von den zuständigen Behörden;

j) Luxemburg

„diplome d’Etat de docteur en médecine, chirurgie et accouche-
ments“ (staatliches Diplom eines Doktors der Medizin, Chirurgie

und Geburtshilfe), ausgestellt und abgezeichnet vom Minister für Er-
ziehungswesen und „certificat de stage“ (Bescheinigung über eine
abgeschlossene praktische Ausbildung), abgezeichnet vom Minister
für Gesundheitswesen oder die Diplome über die Erlangung eines
Hochschulgrades in Medizin, die in einem Mitgliedstaat der Ge-
meinschaft ausgestellt worden sind und in diesem Land zum Antritt
der praktischen Ausbildungszeit, nicht aber zur Aufnahme des Beru-
fes berechtigen und die gemäß dem Gesetz vom 18. Juni 1969 über
das Hochschulwesen und die Anerkennung ausländischer Hoch-
schultitel und -grade vom Minister für Erziehungswesen anerkannt
worden sind, zusammen mit der vom Minister für Gesundheitswesen
abgezeichneten Bescheinigung über eine abgeschlossene praktische
Ausbildung;

k) Niederlande

„universitair getuigschrift van arts“ (das Universitätsabschlußzeug-
nis eines Doktors der Medizin), ausgestellt von einer Universität;

l) Norwegen

„bevis for bestatt medisinsk embetseksamen“ (Diplom des Grades
cans. med.), ausgestellt durch die medizinische Fakultät einer Hoch-
schule, und eine Bescheinigung über praktische Ausbildung, ausge-
stellt von den zuständigen Gesundheitsbehörden;

m) Österreich

„Doktor der gesamten Heilkunde“, ausgestellt von der medizinischen
Fakultät einer Hochschule, und „Bescheinigung über die Absolvie-
rung der Tätigkeit als Arzt im Praktikum“, ausgestellt von den zu-
ständigen Behörden;

n) Portugal

„carta de curso de licenciatura em medicina“ (Prüfungszeugnis für
das Studium der Medizin), ausgestellt von einer Universität, sowie
„diploma comprovativo da conclusao do internato geral“ (Zeugnis
über die allgemeine Krankenhausarzt-Ausbildung), ausgestellt von
den zuständigen Stellen des Gesundheitsministeriums;

o) Schweden

„läkarexamen“ (medizinischer Hochschulgrad), ausgestellt von der
medizinischen Fakultät einer Hochschule, und eine Bescheinigung
über  praktische Ausbildung, ausgestellt von der nationalen Gesund-
heitsbehörde;

p) Spanien

„titulo de licenciado en medicina y chirurgia“ (Hochschulabschluß in
Medizin und Chirurgie), ausgestellt vom Ministerium für Bildung
und Wissenschaft oder vom Rektor einer Universität;

q) Vereinigtes Königreich

„primary qualification“ (Bescheinigung über eine ärztliche Grund-
ausbildung), die nach Ablegen einer Prüfung vor einem dafür zustän-
digen Prüfungsausschuß ausgestellt wird, und eine von dem genann-
ten Prüfungsausschuß ausgestellte Bescheinigung über die prakti-
sche Erfahrung, die zur Eintragung als „fully registered medical
practitioner“ (endgültig eingetragener praktischer Arzt) befähigen.

BUNDESÄRZTEORDNUNG

17§§


